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Die Ziele des Koalitionsvertrags weisen über die Grenzen 
Deutschlands hinaus 
Bonn, 19.03.2018. Die neue Bundesregierung hat sich 
mit ihrem Koalitionsvertrag vorgenommen, den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt in Deutschland zu stärken. 
Die Dringlichkeit der Aufgabe liegt auf der Hand. Wahl-
ergebnisse und die Art der politischen Auseinanderset-
zung belegen zunehmende Risse im sozialen Gefüge. 
Doch das Problem besteht weit über Deutschland hin-
aus. Es erklärt etwa den Aufstieg populistischer Politi-
ker, deren Agenden für Konfrontation und Abschot-
tung stehen: Von Chavez bis Trump, von Putin bis 
Orban. 

Für viele Gesellschaften sind die Folgen der inneren 
Zerrissenheit noch viel einschneidender: Seit 2016 
sahen sich mehr Länder mit gewaltsamen Konflikten 
konfrontiert denn je seit dem Ende des Kalten Krieges, 
warnen Vereinte Nationen und Weltbank in einer kürz-
lich erschienenen gemeinsamen Studie. Die Verbin-
dung Deutschlands mit dieser Entwicklung steht seit 
2015 allen vor Augen. Ohne die Implosion der alten 
Ordnung im Nahen Osten und Nordafrika wäre es nicht 
zu jener humanitären Katastrophe gekommen, die 
dann schließlich auch Europa erreichte. 

Was also ist zu tun? Der Bericht von UN und Weltbank 
macht deutlich: Wer nachhaltigen Frieden erreichen 
will, muss Ausgrenzung überwinden, benachteiligten 
Gruppen gleiche Chancen zur politischen Teilhabe 
eröffnen und neue Wege bei der Überwindung von 
Armut und der Schaffung von Wohlstand gehen. Mehr 
Wachstum alleine schafft keinen Frieden, mehr Ar-
beitsplätze sind keine Garantie, dass sich gesellschaftli-
che Spaltung nicht vertieft. Es ist immerhin die Welt-
bank, die argumentiert, dass im Zweifel auch Umvertei-
lung erforderlich sein kann, um den sich vertiefenden 
sozialen Gräben entgegenzuwirken. 

Unter der Überschrift der „Reduzierung von Fluchtursa-
chen“ hat auch die Bundesregierung seit 2015 viel 
investiert. Mehrere Milliarden Euro wurden jährlich 
aufgewendet, um humanitäre Hilfe für Flüchtlinge in 
Erstaufnahmeländern zu leisten, um Krisenländer und 
ihre Nachbarschaft wirtschaftlich und mit Infrastruk-
turmaßnahmen zu stabilisieren – und um damit, so die 
Hoffnung, die Zahl der Menschen, die sich auf den Weg 
nach Europa machen, zu begrenzen. 

Vieles davon ist fraglos sinnvoll und aus humanitärer 
Sicht geboten. Anderes hat Kritik auf sich gezogen, weil 
etwa Menschenrechtsorganisationen eher Abschot-
tung als nachhaltige Hilfe am Werk sahen. Vor allem 
aber ist es nicht gelungen, endlich in gleichem Maße in 
die tatsächliche Vorbeugung von Krisen und die Schaf-
fung nachhaltiger Friedensordnung zu investieren wie 
in die Krisenbewältigung. Die gemeinsame UN-
Weltbank-Studie hat erneut dargelegt, dass Vorbeu-
gung um ein Vielfaches weniger kostet als alleine die 

Bewältigung der wirtschaftlichen Schäden gewaltsa-
mer Konflikte und humanitärer Katastrophen, von den 
menschlichen Folgen ganz abgesehen. 

Wer sich der Minderung von Fluchtursachen widmen 
will, muss sich damit auseinandersetzen, warum Men-
schen sich gezwungen sehen, in großer Zahl gegen 
ihren Willen ihre Heimat zu verlassen. In aller Regel 
steht dahinter ein Staat, der mehr oder weniger große 
Teile seiner Bevölkerung aufgegeben hat. Untersu-
chungen des Deutschen Instituts für Entwicklungspoli-
tik (DIE), die seit dieser Woche unter dem Titel 
„Constellations of State Fragility“ online abrufbar sind, 
zeigen, wo und in welchem Maße Staaten weltweit seit 
Mitte der 2000er Jahre Kernaufgaben gegenüber ihren 
Bevölkerungen vernachlässigt und damit Risiken für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt geschaffen ha-
ben. Anhand der Daten lässt sich unter anderem nach-
vollziehen, dass Staaten, die auf Repression statt Legi-
timierung gegenüber ihrer Bevölkerung setzen, mit 
zunehmender Dauer zu tickenden Zeitbomben werden 
können. Besonders der Nahe Osten und Nordafrika 
stechen hier hervor. Die Region verzeichnete vor 2011 
die größte Ansammlung an Staaten mit Legitimitäts-
defiziten. Die tragischen Folgen sind bekannt. 

Zu mehr gesellschaftlichem Zusammenhalt und damit 
zur Verhütung gewaltsamer Konflikte auch in anderen 
Ländern beizutragen, ist also für jede Bundesregierung 
ebenso ein Gebot der Vernunft wie der Menschlichkeit. 
Die letzte Große Koalition hat sich dazu noch im Som-
mer 2017 mit einem Grundsatzdokument zur Frie-
densförderung in bemerkenswerter Deutlichkeit be-
kannt. „In einer eng vernetzten Welt spüren wir Aus-
wirkungen von staatlicher Fragilität, von Krisen und 
Gewalt auch in Deutschland“, schrieb die Bundeskanz-
lerin in ihrem Vorwort. Nun kommt es darauf an, von 
einer Fokussierung auf die Krisenbewältigung überzu-
gehen zu einer Politik, die sich für die Überwindung 
von politischer und wirtschaftlicher Ausgrenzung 
weltweit, vor allem aber in fragilen Staaten, einsetzt.  

Eine solche Politik macht im Übrigen nicht halt an den 
klassischen Grenzen der Außen-, Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik. Sie betrifft ebenso Handels-, Finanz- 
und Umweltpolitik sowie weitere Politikbereiche. Die 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen weist dazu den 
Weg. Die neue Bundesregierung hat mehr Gründe 
denn je, die Verpflichtungen, die sie 2015 gemeinsam 
mit der internationalen Gemeinschaft eingegangen ist, 
ernst zu nehmen. Letztlich wird dies auch dem sozialen 
Zusammenhalt in Deutschland dienen. 
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